
Zu 429 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
IX. GP. 

Gegenüberstellung 

Alter Text: Neuer Text: 

§ 1 Abs.1-3: 

(1) Dies.es Bundesgesietz findet, soweit nicht die 
AbS\ (3) bis. (5) ,etwa5l andere5 bestimmen, auf 
Personen Anwenldung, mit denen d.er Bund 
einen Dienstvertrag abs.chließt. 

(2) Auf Personen~ mit denen die vom Bund 
verwaLteten Stiftungen, Fond'~ oder Anstalten 
einen DieIlJStvertrag a'os,chJießen, fiIlJden die Be­
scrmmungen diese's Bundesges.etzess,inngemäß 
Anwenduilig. 

(1) Dieses BUilidesgesetz findet,sowei.t nicht die 
Abs. 3 bis 5 etwas' ander,es bestimmen\ auf Pet'­
wnen Anwendung, die in einem privatrechdichen 
Dienstverhältnis zum Bund st'ehen. 

(2) Auf Personen, die iIlleinem Di1enstverhäkn,is 
zu Fonds., Stiftungen oder Anstalten stehen, die 
'Von OrgaIllen des, Bundes oder von Personen 
(P.ersonen~emeinschaften) v,erwaltet werden;, die 
hiezu von Organen des Bundes bestellt sind, sind 
die Be5ltimmungen Q:res·es Bundesgesetzes dem 
Sinilie nach soweitaruzuwenden, als nicht etwas 
anderes bestimmt ist. 

(3) Dies.es Bundesgesetz 
w'endung 

findet nicht An- (3) Dieses Bundesgese,tz findet keine An-

3J) auf P.ersonen, deren Diens-tverhältnis Gd,er 
,deren EIlJt10hnlUllg durch das Gesetz vom 
30. Juli! 19'19, St. G. BI. Nr. 410 (Gehalts­
kassenges,etz), das Bundes.gesetz vom 
13. Juli 1922, B. G, Bl. Nr. 441 (Schau­
spielerges,etz), oder das, Bund.esgesetz vom 
13. Dezember 1922, B. G. BI. Nr. 878 
(Haushesorgerordnung), geregelt ist; 

b) auf Person,en, deren Di·enstc und Bezugs­
verhältn,jssleauf Grund der Bestimmungen 
der Verordinung vom 31. Mai 1933, 
B. G. Bl.. Nr. 220, betreff·end die Ein­
richtung der Staoats'akademie für Musik und 
darsiteUende Kumt in Wien sowie die 
Reg.elung der di'emit- und besoldu~gsrechlt­
lichen Stellung der Lehrer an dieser AI1!­
stalt geregdt siIlJd,; 

c) auf vertragsmäßig. angestellte wissenschaft­
liche Hilfskräf,te an den Hochs.chulen, auf 
Vertragsse.elsorger, Vertrags,ärzte, Vertrags­
tierärzte UIlJd Vertragsjournalisten,; 

d) auf Per'sonen, die unverhältnismäßig kurZe 
Zeit, wenn auch regelmäßig, oder die nur 
fallweise v,erwend:et werd,en; 
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wendung 

:l!) auf Personen, d~ren Dienstverhältnis durch 
das Gehaltskas:sengesetz 1959, ,BGBI. 
Nr. 254, das Schauspielerge'Setz; BGBl. 
N r. 44111922, oder die Hausbesorgerord­
nung 1957, BGBI. Nr. 154, geregelt ist; 

b) auf Personen, deren DieI1Stverhältnis d~rch 
die auf Gruntt .des Kunstakademieg,esetzes, 
BGBL Nr. 168/1948, in der Fassurug der 
Kunstakademiegesetz-Novelle 1958, BGBI. 
Nr. 160, erlassen.e Dien'stordnung geregelt 
ist; 

c) auf Pers,onen, deren Dienstverhältrus durch 
die ;auf Grund des § 1 Abs. 3 d,es Hoch­
schulass,isten'terugesetzes 1948, BGBI. Nr. 32/ 
1949, erlassenen Vorsch·riften geregelt ist; 

d) auf Personen, die in einem Diens'tverhältnis 
zum Dorotheum stehen; 

e) auf Personen, die unverhältnismäßig kurze 
Zeit, wenn auch regelmäßig, oder die nur 
fallweise verweIlide,t werden; 
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e) auf Land.:.. und Forstarbeiter; 

f) auf B.auarhei!ter im Sinne des Bundes.­
,gesetzes vom 20. März 1946, B. G. BI. 
Nr.81 QBa.uarbeiter-Urlaubs,gesetz). 

f) auf Land,- und Forstarbe~ter; 

g) auf Bauarbeiter im Sinne des B.auarbeiter­
Urlaub.sgesetz.es 1957, BGBL Nr. 128; 

h) auf di~ in Berufsausbildung stehenden 
Arzte (§ 2 Abs. 2 des Arztegesetzes, BGBL 
Nr. 92/1949); 

i) auf Schulärzte und Theaterärzte; 

j) auf das technis.che Personal der Bundes­
theater; 

k) auf Lehrlinge. 

§ 3 Abs. 1 lit. a: 

a) die österreichis,che Staatshürgersch,aft; bei 
Vertretungsbehör·den im Ausland kann 
jedoch von dies,er Voraus-s'etzun.g Abstand 
genomm,en werden, 

§ 3 Abs.2: 

(2) In besonders begründeten Ausnahmefällen 
kal1Jl1! die Bundesr,egierung von den im Abs. (1) 
festgesetzten Voraussetzungen N a.chsichteneilen. 

a) die österreichis,che Staa.tsbürg,erschaft; bei 
Personen, di·e nur bei .einer Dienst&telle des 
'Bundes, im Ausland verwend,et werden 
sollen, kann je,doch von di,es,em Erforder­
niS .abges,ehen werden, 

§ 3 Abs. 2 und 3: 

(2) Von der Vorauss'etz~ng gemäß Abs.l lit. b 
kann, sof'em geeignete Bewerb.er, die das Erfor­
derniserfüllen, n~cht zur Verfügung stehen, vom 
zuständigen Bundesministerium im Einv,emeh­
men mit dem ,Bundeskanzleramt, von den 
übrigen Voraus:s,etzungen kann von der Bundes­
regi,erung in besonders begründeten Ausnahme­
fällen abges:ehen werd·en. 

(3) Eine vor Vollendung des 18. Lebensj.ahres 
im Dienstverhältnis zurückgelegte Zeit ist für 
Rechte, d~e von der Dauer ,des Dienstverhält­
nisses oder von der Dauer einer bestimmten 
Diemstz,eit a.b.hängen, nur in deru Fällen der §§ 24, 
27 und 28 in Anschlag zu bringen. 

§ 4 Abs. 1 und 2: 

(1) Der Dienstvertrag ist schriftlich aus·zu­
fertig.en und, von beiden Teilen zu unter­
schreiben. ,Er hat jedenfalls Bestimmungen dar­
über zuenthalte'n, 

a) in welChem Zeitpunkt das Dienstverhältnis 
beginnt, 

b) ob der B:ediems,tete für einen bestimmten 
Di,enstort odler für einen örtlich'en Ver­
waltungshere,ich, aufgenommen wird, 

c) ob das Diens,tverhäLtn,is auf Probe, auf 
bestimmte Ze~t oder auf unbestimmte Zeit 
eingegangen wird, 

d) für welche Bes.chäftigungsart dier Bedien­
stete aufgenommen wird und welchem 
Entlohnungs,sd1Jema und welcher Ent­
lohnungsgruppe er, demgemäß zug,ewiesen 
wird, 

(1) Dem V,ertragsbed,iensteien ist eine s.ch·rift­
li:che Ausfertig;ung des Diens,tvertrages und all­
fällrger Nach!träge zum Dienstvertrag auszufol­
gen. Die Au'sfert;i,gunig ist von beiden Vertrags­
teilen zu un:ters,chreiben. 

(2) Der Dienstvertrag hat jedenfalls Bestim­
mungen d.arüber zu enthalten, 

a) it;l welchem Zeitpunkt das Dienstv,erhältnis 
heginnt, 

b) ob der V ertrag~hediienstete für eineri be­
stimmten Dienstort oder für einen ört­
l:ichen VerwaItungsberdch aufgenommen­
wird:, 

c) ob das Dierustverhältnis auf Probe, aJUf be­
'stimmte Zeit oder auf unbestimmte Zeit 
eingegangen wird, 
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e) üb der Bedlienstete während der vüllen 
täglichen! Arbeitszeit oder nur während 
eipes Tdles, .derselben hesdtäftigt werden 
süll (V üllbeschäftigung oder Teilbeschäfü­
gung), 

f) daß dieses Bunde&ge~etz und seine Durch,­
führungsbestimmungen in der jeweils 
geltenden Fassung auf das Dienstverhältnis 
Anwendung finden. 

(2) Jede And:erung der vÜflgesehenen Beschäf,ti­
gungsdauer [Ab&. (1), Et. c] und jede nicht nur 
yürühergehende Anderung des Beschäft:igungs­
ausmaßes [Abs. (1), lit. e]' oder der vürge­
schriebenen Besch,äftigungsart [Abs .. (1), llit. d], 
dre mit einem Wechsel des. Emlohnungslschemas 
üd·er der Entlühnungsgruppe verbunden' ist, ist 
dur·ch, ,einen s.chrif,tlich,en Nachtrag zum Dienst­
"ertrag festzuhalten. 

3 

,d) fiir weIche Beschäftigungsart der Vertrags­
bedienstete aufgenommen wird und wel­
ch·~m Entlohnungsschema und welcher Ent­
lohnungsgruppe er demgemäß zugewiesen 
wird, 

e) ob der Vertragshedienstete während der 
vüllen tägl,ichen Arbeill:Sz·eit oder nur wäh­
rend eines Teiles derselben beschäftigt 
weliden süll (V oUbeschäftigung oder T eil­
beschäftigung), 

f) daß dieses Bundesgesetz und· die zu seiner 
Durchführung erlassenen Verordnungen in 
der jeweils gdtenden Fassung' auf das 
Dienstverhälmis AnweI?-dung finden. 

§§ 9 und 10: 

§ 9. E n t 1 0' h nun g. 

(1) Vertragsbedienstete, die für einen der im 
§ 10, Abs. (1), angeführten Dienste aufgenümmen 
werden, erhalten ein Monatsentgelt nach dem 
Schema I, die anderen Vertrags bediensteten er­
halten, ein Münatsentgelt nach dem Schema 11. 

(2) Ergibt sich die Nütwendigkeit, einen nach 
dem Schema II entlühnten Vertrags bediensteten 
vorübergehend zu Arbeiten heranzuziehen, die 
regelmäßig vün Vertragsbediensteten _einer 
höheren Entlühnungsgruppe versehen werden, So' 

ist ihm, süweit die Zeit dieser vürübergehenden 
Verwendung einen Münat übersteigt, das Entgelt 
der entsprechenden höheren Entlühnungsgruppe 
zu gewähren. 

§10. E n tl 0' h nun g s g ru p p end e s 
Schemas 1. 

(1) Das Entlohnungsschema I umfaßt die fül-
genden Entlühnungsgruppen: 

Entlühnungsgruppe a - höherer Dienst, 
Entlühnungsgruppe b - gehobener Fachdienst, 
Entlühnungsgruppe c - Fachdienst, 
EntIühnungsgruppe . d - mittlerer Dienst, 
Entlühnungsgruppe e - Hilfsdienst. 
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Entlühnungsgruppen und 
Die n s t z w e i g e. 

§ 9. (1) Die Voraussetzungen für die Einreihung 
in die Entlühnungsschemas und in ihnen in die 
Entlühnungsgruppen und Dienstzweige - Yür 
allem die erfürderliche Vürbildung und Ausbil­
dung - sind nach Maßgabe der dienstlichen Er­
fürdernisse durch Verürdnung der Bundesregie-
rung festzustellen. . 

(2) Die Bundesregierung kann durCh Verürd­
nung bestimmen, daß den Vertragsbediensteten 
bestimmter Dienstzweige der Entlohnungs­
schemas I und II eine Dienstzulage in der Höhe 
eines Vürrückungsbetrages zukümJ;l1t, wenn dies 
im Hinblick auf die Vürbildung und auf die 
Beanspruchung der Vertrags bediensteten dieser 
Dienstzweige und im Hinblick auf die Bedeutung 
dieser, Dienstzweige gebüten erscheint. Eine 
Dienstzulage darf nicht zuerkannt werden, wenn 
den öffentlich-rechtlichen Bedienstete;} des ver­
gkichbareri Dienstzweiges keine Dienstzulage 
gebührt. 

Entlühnungsgruppen des 
Entlohnungsschemas 1. 

§ 10. Das Entlohnungsschema I umfaßt die fül­
genden Entlohnungsgruppen: 

. Ent!ohnungsgr.uppe a = höherer Di1enst, 
Entlühnungsgruppe b = gehobener Fachdienst, 
Entlohnungsgruppe c = Fachdienst, 
Entlühnungsgruppe d = mittlerer Dienst, 
Entlühnungsgruppee = Hilfsdienst. 

2 
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(2) Die Zugehörigkeit zu einer Entlohnungs­
gruppe kann vom Nachweis' einer bestimmten 
Fachausbildung oder einer entsprechenden Praxis 
abhängig gemacht werden. 

§§ 15 H.: 

§ 15. übe r s tell u n g. 

(1) Für die übersteIlung eines Vertragsbedien­
steten des Entlohnungssdlemas I, 11 oder I L in 
eine andere Entlohnungsgruppe oder in ein 
anderes Entlohnungsschema sind die Bestimmun­
gen der §§ 35 bis 37 und 62 bis 64 des Gehalts­
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in ,ihrer jeweils 
geltenden Fassung sinngemäß anzuwenden. Hiebei 
entsprechen 
der EntlohnUl1,gsgruppe a die Verwendungs­

gruppe A, 
der Entlohnungsgruppe b die Verwendungs­

gruppe B, 
der Entlohnungsgruppe c die Verwendungs­

gruppe C, 
den Entlohnungsgruppen d und 1 bis 3 die Ver­

wendungsgruppe D, 
den Entlohnungsgruppen e und 4 bis 7 die Ver­

wendungsgruppe E, 
der Entlohnungsgruppe I 1 die Verwendungs­

gruppe L 1, 
der Entlohnungsgruppen I 2 die Verwendungs­

gruppe L 2 und 
der Entlohnungsgruppe 13 die Verwendungs­

gruppe L 3. 

übe rs tell u n g. 

§ 15. (1) Wird ein Vertragsbediensteter des 
Entlohnungsschemas I aus der Entlohnungs­
gruppe e in die Entlohnungsgruppe doder c. 
oder aus der Entlohnungsgruppe d in die Ent­
lohnungsgruppe c überstellt, so ändert sich mit 
der übersteIlung die Entlohnungsstufe nicht. Das 
gleiche gilt, wenn ein Vertragsbediensteter des 
Entlohnungsschemas 11 in eine höhere Entloh­
nungsgruppe dieses Entlohnungssch,emas über­
stellt wird. . 

(2) Wird ein Vertrags bediensteter des Entloh­
nungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe e, d 
oder c in die Entlohnungsgruppe b oder aus der 
Entlohnungsgruppe b in die Entlohnungsgruppe a 
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, 
die sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für 
die Erreichung s,einer bisherigen Entlohnungsstufe 
notwendig ist, in dem sechs Jahre übersteigenden 
Ausmaß als Vertragsbediensteter der höheren 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte; der Zeit­
raum von sechs Jahren vermwdert sich, bei einer 
übersteIlung in die Entlohnungsgruppe b auf 
vier Jahre, wenn der Vertragsbedienstete eine 
Reifeprüfung an einer mittleren Lehranstalt ab­
gelegt ,hat. Wenn es für den Vertrags bediensteten 
günstiger ist, ist er jedoch so zu behandeln, als 
ob er die Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung: 
des gemeinsamen Anstellungserfordernisses für 
die der höheren Entlohnungsgruppe entsprechen­
den Verwendungsgruppe der in einem öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Burtdes­
bediensteten in einer niedrigeren Entlohnung's­
gruppe zurückgelegt hat, in der höheren Ent­
lohnungsgruppe verbracht hätte. 

(3) Wird ein Vertragsbediensteter des Ent­
lohnungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe e" 
d oder c in die, Entlohnungsgruppe a überstellt, 
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich 
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die 
Erreichung seiner bisherigen Entlohnungs,stufe 
notwendi.g ist, in dem z,ehn Jahre übersteigenden 
Ausmaß als Vertragsbediensteter der höheren 
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte. Wenn es 
für den Vertragsbediensteten günstiger ist, ist 
er jedoch S'0 zu behandeln,als ob ,er die Hälfte 
der Zeit, die er nach Erfüllung des gemeinsamen 
Anstellungserfordernisses für· die Verwendungs­
g:ruppe A der in ,einem öffentHch-rechtlichen 
Diens'tverhältnis stehenden Bundesbediensteten 
in einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zurück­
gelegt hat, in der Entlohnungsgruppe a ver­
bracht hätte. 
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(2) Wird ein Vertragsbediensteter aus. dem 
Entlohnungsschemall L in eine Entlohnungs­
gruppe eines anderen Entlohnungsschemasüber­
stellt, so gebühren ihm die Entlohnungsstufe und 
der Vorrückungstermin, die si,ch ergeben würden, 
wenn er die im EntlohnungsschemaII L vcr­
bra,chte Zeit als Vertragsbediensteter des neuen 
Entlohnungsschemas in der Entlohnungsgruppe 
zurückgelegt hätte, in die er überstellt wird. Hie­
bei ist auf die Bestimmungen des § 37 Abs. 4, 5 
und 7 und des § 64 Abs. 4 bis 6 des Gehalts­
gesetzes 1956 Bedacht zu nehmen. Der letzte Satz 
des Abs. 1 gilt sinngemäß. 

5 

(4) Durch eine überstellung nach Abs. 1, Abs. 2 
erster Satz und Abs. 3 erster Satz wird der Vor-
rückungstermin nicht berührt. . 

(5) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der neuen 
Entlohnungsgruppe niedriger als das Monats­
entgelt, das dem Vertragsbediensteten jeweils in 
einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zukommen 
würde, so gebührt dem Vertragsbedi~nsteten eine 
Ergänzungszulage auf dieses Monats,entgelt. 

§ 15 a. (1) Wird ein Vertragsbediensteter des 
Entlohnungsschemas I oder II in eine niedrigere 
Entlohnungsgruppe überstellt, so gebühren ihm 
die Entlohnungsstufe und der V orrückungstermin, 
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die 
für die Vorrückung in der bisherigen Ent­
lohnungsgruppe maßgebend war, als Vertrags­
bediensteter der neuen Entlohnungsgruppe 
zurückgelegt hätte. Wird ein Vertragsbedien­
steter, der in eine höhere Entlohnungsgruppe 
überstellt worden ist, in eine niedrigere Ent­
lohnungsgruppe überstellt, so ist er so zu behan­
deln, als ob er bis zur überstellung in die 
niedrigere Entlohnungsgruppe in der Ent­
lohnungsgruppe verblieben wäre, aus der er in 
die höhere Emlohnungsgruppe übersteHt wor­
den ist. 

(2) Ist das Monatsentgelt, das der Vertrags­
bedienstete in der niedrigeren Entlohnungsgruppe 
nach Abs. 1 erhält, niedriger als das bisherige 
Monatsentgelt, so gebührt dem Vertragsbedien­
steten eine nach Maßgabe des Erreichens eines 
höheren Monatsentgeltes einzuziehende Er­
gänzungszulage auf das bisherige Monatsentgelt. 

§ 15 b. (1) Wird ein Vertragsbediensteter aus 
dem Entlohnungsschemall oder I L in das Ent­
lohnungsschema I oder aus dem Entlohnungs­
schema I oder I L in d·as Entlohnungsschema 11 
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe 
und der Vorrückungstermin, die sich ergeben 
würden, wenn er die Zeit, die für die Vorrückung 
in dem bisherigen Entlohnungsschema maßgebend 
war, als Vertragsbediensteter des neuen Ent­
lohnungsschemas in der Entlohnungsgruppe 
zurückgelegt hätte, in die er überstellt wird. 

(2) Wird ein Vertragsbediensteter aus dem Ent-
10hnungss·chemaII L in das Entlohnungsschema I 
oder II überstellt, so gebühren ihm die Ent­
lohnungsstufe und der Vorrückungstermin, die 
sich ergeben }Vürden, wenn er die in dem bis­
herigen Entlohnungss.chema verbrachte Zeit als 
Vertragsbediensteter des· neuen Entlohnungs­
schemas in der Entlohnungsgruppe zurlickgelegt 
hätte, in die er überstellt wird. 
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(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 2 ist 
auf die Bestimmungen der §§ 15 und 15 a Be­
dacht zu nehmen. Hiebeientsprechen die Ent­
lohnungsgruppe 11 der Entlohnungsgruppe a, 
die Entlohnungsgruppen 12 der Entlohnungs­
gruppe b, die Entlohnungsgruppe 1 3 der Ent­
lohnungsgruppe c, die Entlohnunngsgruppen p 3 
bis p 1 der Entlohnungsgruppe d und die Ent­
lohnungsgruppen p 8 bis p 4 der Entlohnungs­
gruppe e. 

(4) Ist das Monatsentgelt, das der Vertrags­
hedienstete in der neuen' Entlohnungsgruppe 
erhält, niedriger als das bisherige Monatsentgelt, 
so gebührt dem Vertragsbediensteten eine nach 
Maßgabe des Erreichens eines höheren Monats­
entgeltes einzuziehende Ergänzungszulage auf 
das bisherige Monatsentgelt; Dienstzulagen sind, 
soweit sie nur fj.ir die Dauer -einer bestimmten 
Verwendung gebühren, bei der Ermittlung der 
Etgänzungszulage dem jeweiligen Monatsentgelt 
nicht zuzurechnen. 

§ 17: 

§ 17. An fall und E in s tell u n g des 
E n t gel t e s. 

(1) Der Anspruch auf das Entgelt beginnt mit 
dem Tage des Dienstantrittes und endet mit der 
Beendigung des Dienstver hältnisses. Wenn jedoch 
der Dienstgeber den Bedienstet~n ohne wichtigen 
Grund vorzeitig entläßt oder wenn ihn ein Ver­
schulden an' dem vorzeitigen Austritt ,des Be­
diensteten trifft, so behält dieser :sein~ vertrags­
mäßigen Ansprüche auf das En~gelt für den Zeit­
raum, der bis zur Beendigung ,des Dienstver-

, hältnisses durch Ablaufcler bestimmten Vertrags­
zeit oder durch ordnungsmäßige Kündigung 
durch den DienlStgeber hätte verstreichen müssen, 
unter Einrechnung ,dessen, was er infolge Unter­
bleibens der Dienstleistung erspart oder durch 
anderweitige Verwendung erworben oder zu er­
werben absichtlich- versäumt hat. Bei Bezugs­
änderungen ist, soferne nichts anderes festgelegt 
.wird oder ·sich aus diesen Bestimmungen ergibt, 
der Tag des Wirksamwerdens der bezüglichen 
Maßnahrrle bestimmend. 

(2) Gebührt das Entgelt nur fü~ einen Teil des 
MonateIS oder ändert sich im Laufe eines Monates 
die Höhe des Entgeltes, so entfällt auf jeden 
Kalenderta.g ein Dreißigstel des entsprechenden 
Mon:atsentgeltes. 

(3) Die Bestimmungen der Ab!>. (1) und (2) 
gelten auch für die Familienzulagen. 

Anfall und Einstellung des 
E n t gel t elS. 

§ 17. (1) Der Anspruch auf da:s Monatsentgelt 
beginnt mit dem Tag des Dienstantrittes. 

(2) Bei Anderungen des Monatsentgeltes ist, 
wenn nicht etw.as· anderes festgelegt. wird oder 
sich aus den Bestimmungen ,dies·es Bundesgesetzes 
ergibt, ,der Tag des Wirksamwerdens der bezüg­
lichen Maßnahme bestimmend. 

(3) Der Anspruch auf das Monatsentgelt endet 
mit der Beendigung des Dienstverhältnisses. 
Wenn jedoch den Dienstgeber ein VerschuLden 
'an dem vorzeitigen Austritt des Vertragsbe­
diensteten trifft. so behält dies-er seine vertrags­
mäßigen Ansprüche auf das Mong.tsentgelt für 
den Zeitraum, der bis zur Beendigung des Dienst­
verhältnisses durch Ablauf der best~mmten Ver­
tragszeit oder durch ordnungsmäßige Kündigung 
durch ,den Dienstgeber hätte verstreichen müssen, 
unter Einrechnung dessen, wa.s er infolge U nter­
bleibens der Dienstleistung erspart oder durch 
anderweitige Verwendung erworben oder zu er­
werben absichtlich versäumt hat. Für die ersten 
drei Monate dieses Zeitraumes hat die Einrech­
nung zu unterbleiben. 

(4) Gebührt das Monatsentgelt nur für einen 
Teil des Monates oder ändert sich im Laufe des 
Monates die Höhe des Monatsentgeltes, so ent­
fällt auf jeden Kalendertag ein Dreißigstel des 
entsprechenden Monat:sentg·eites. 

(5) Die Bestimmungen der Albs. 1 bis 4 si.nd 
auf Familienzulagen sinngemäß anzuwenden. 
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§ 19: 

§ 19. Vor r ü c k e n i n h ö her e E n t­
, loh nun ,g s s t u f e n. 

'(1) Die Fri5t für das Vorrücken in eine höhere 
Entlohnungsstufe beträgt zwei Jahre; hiehei sind 
Zeiträume, in denen der Vertragshedienstete 
regelmäßig nicht vollbe.schäftigt verwendet wird, 
in sinngemäßer Anwe:IlJdung der Bestimmungen 
über die Anrechnung von Vordienstzeiten (§ 26) 
in AnschLag ,lJU hringen. 

(2) Die Vorrückungen finden ohne Ausnahme 
an dem -auf die Voltendung des zweijährigen 
Zeitr:aumes nächstfolgenden 1. Jänner oder 1. Juli 
statt; sie werden von Amts we,gen vollzogen. 

(3) Dilf zweijährige Frist gilt auch dann als 
vollstreckt, wenn sie in den ersten drei Monaten 
nach einem der im Abs. (2) 'bezeichneten Tage 
endet. 

Vor r ü c k u n gin h ö her e E n t­
lohnungsstufen. 

§ 19. (1) Der Vertragsbedienstete rückt, soweit 
in diesem Bundesgeset.z nicht etwa's anderes be­
stimmt ist, nach jeweils zwei Jahren, die er in 
einer Entlohnungsstufe verbracht hat, in dir 
nächsthöhere Entlohnungsstufe vor. 

(2) Bd der Berechnung des zweijährigen Zeit­
raumes sind die in Teilbeschäftigung verbrachten 
Dienstzeiten bei einer Dienstleistung von mehr 
als drei Vierteln der Dienstleistung eines ent­
sprechenden vollbeschäftigten Vertragsbedienste­
ten· voll, bei einer Dienstleistung von der Hälfte 
bis zu drei Vierteln der Dienstleistung eines ent· 
sprechenden vollbeschäftigten Vertragsbedienste. 
ten zu zwei Dritteln, sonst zu einem, Drittel in 
Anschlag zu bringen; DiellJStzeiten als Lehrer 
sind, wenn die Lehrverpflichtung wenigstens zehn 
Wochenstunden betrug, voll, wenn sie wenig­
stens sechs Wochenstunden betrug, zur Hälfte, 
sonst zu einem Drittel in Anschla:g zu bringen. 

(3) Steht der Vertragsbedienstetegleichzeitig 
in einem Dienstver>hältnis zu einer anderen 
öffentlich-rechtlich~n Körperschaft, so ist bei der 
Anwendung de5 Abs. 2 vom Gesamtausmaß der 
Beschäftigungen bei öffentlich-rechtlichen Körper­
sd1aften auszugehen. Einem Dienstverhältnis zu 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft ist eine 
Beschäftigung im Dienst einer gesetzlich aner-

. kannten Religion~gesellschaft gleichzuhalten, so­
fern die Art der Dienstleistung sonst im Rahmen 
eines Dienstverhältnisses durchgeführt wird. 

(4) Wird ein vorher teilbeschäftigter Vertrags­
bediensteter voll beschäftigt, so gelten alle dem 
Zeitpunkt des Beginnes der Vollbeschäftigung 
vorangegangenen Zeiträume als Vordienstzeiten. 

(5) Wir-d ein vorher vollbeschäftigter Vertrags­
bediensteter teilbeschäftigt, 'So bleibt er i,n der er­
reichten Entlohnungsstufe. Der nächste Vor­
rückungstermin richtet sich nach den Abs. 1 bis 
3 und 6. 

(6) Die Vorrückung findet ohne Ausnaihme an 
dem auf die Vollendung des zweijährigen Zeit­
raumes nä,ch'stfolgenden 1. Jä:nner oder 1. Juli 
statt (Vorrückungstermin). Di~ zweijähri,ge Frist 
gilt auch dann als am Vorrückungstermtn voll­
streckt, wenn sie vor Ablauf des dem V or­
rückungstermin nächstfolgenden 31. März be-, 
ziehungsweise 30. September endet. 

§ 20 Abs. 4: 

(4) Über die tägliche Arbeitszeit hin,aus a:n­
geordnete überstunden werden bei W ochentags­
arbeit mit dem Eineinviertelfachen, bei Feier­
tagsarbeit von der neunten Stunde an mit dem 
Zweifa,chen,bei Sonntagsarbeit von -der neunten 
Stunde an mit dem Dreifachen des auf eine 

(4) über die tägliche Arbeitszeit hinaus auf 
Anordnung geleistete Überstunden sind, soweit 
dadurch eine 45stündige Wochendienstleistung 
überschritten wird, von der 46. Smnde an, bei 
Wochentagsarbeit mit dem, Eineinviertelfachen, 
bei Feiertagsarbeit von der neunten Stunde an 
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W ochenta,gsarbeitsstu'Illde ennfallenden Entgeltes 
entlohnt. WQchentagsüberstunden können inner­
halb von zwei Monaten durch Frei.zeit aus­
geglichen werden. 

mit dem Zweifachen und bei Sonntagsarbeit von 
der neunten Stunde -an mit dem Dreifachen des 
auf eine Wochentagsarbeitsstunde entfallenden 
Teiles des Monatsentgeltes zu entlohnen; die Zeit 
des Arbeitsausf,alles an gesetzlichen Feiertagen, 
Urlaubstagen oder sonstigen Tagen einer gerecht­
fertigten Abwesenheit vom Diepst ist in die 
45stündige Wochendienstleistung einzurechnen. 
Die Bundesregierung kann zur Anpassung an die 
auikrhalb des öffentlichen Dienstes bestehenden 
Regelungen über die Entschädigung für über­
stunden ,durch Verordnung bestimmen, daß die 
Entlohnung für Wochentagsüberstunden, durch 
die eine 48stündige Wochendienstleistung über­
schritten wird, auf das Eineinhalbfache,sowie für 
überstunden, die in die Na.chtzeit (22 Uhr bis 
6 Uhr) fallen, auf das Zweina.che des auf eine 
W ochentagsarbeit'Sstunde -entfallenden Teiles des 
Monatsentgeltes erhöht wird. Wochenoagsüher­
stunden können innerhalb eines Monates durch 
Freizeit ausgeglichen werden. 

§ 22: 

§ 22. N e ben g e b ü h ren. 

Für ,die Reise- und übersiedlungsgebühren so­
wie für andere Nebengebühren (Aufwandent~ 
schädigungen) gelten, soweit sich nicht aus § 20 
etwas ander-es ergibt oder durch Verordnung der 
Bundesregierung eine besondere Regelung ge­
troffen wird, die einschlägigen Vorschriften für 
die Bundesbeamtensinngemäß. 

§ 24: 

§ 24. Ans p r ü ehe bei Die n s t­
ver hin der u n g. 

N e ben g e b ü h ren. 

§ 22. Für die Nebengebühren gelten,' soweit 
sich nicht aus § 20 etwas anderes ergiht, die ein­
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die 
Bundesbeamten sinngemäß. 

§§ 24 und 24a: 

Ans p r ü ehe bei Die n s t­
ver hin der u n g. 

(1) Ist der Vertragsbedienstete nach Antritt § 24. (1) Ist der Vertragsbedienstete nach An-
des Dienstes durch Unfall oder nach 14tägiger tritt des Dienstes durch Unfall oder frühestens 
Dienstdauer durch Krankheit an der Dienst- 14 Tage nach Dienstantritt durm Krankheit an 
leistung verhindert, ohne daß er die Verhinde- der Dienstleistung verhindert, ohne daß er die 
rung vorsätzlich oder durch grobe -Fahrlässigkeit' Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe 
herbeigeführt hat, so behält er den Anspruch Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so behält er 
auf das Entgelt und auf ,die Familienzulagen bis den Anspruch auf das Monatsentgelt und die 
zur Dauer von sechs Wochen, wenn aber das Familienzulagen bis zur Dauer VOn 42 Kalender­
Dienstverhältnis fünf Jahre gedauert hat, bis tagen, wenn aber das. Dienstverhältnis fünf'Jahre 
zur Dauer von drei Monaten und wenn es zehn gedauert hat, bis zur Dauer von 91 Kalender­
Jahre gedauert hat, bis zur Dauer von sechs tagen, und wenn es ze:hn Jahre gedauert hat, 
Monaten. Die Zeiträume, während derer der bis zur Dauer von 182 Kalendertagen. 
Anspruch auf das Entgelt und auf die Familien­
zulagen' fortbesteht, verlängern _ sich um die 
Hälfte, wenn die Krankheit die Folge einer 
Kriegsbeschädigung oder einer nach den ver­
sorgungsrechtlichen Bestimmungen einer solchen 
gleichgehaltenen Schädigung ist, für die der 
Vertragsbedienstete eine Rente, entsprechend 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 50 v. H. oder ein Versehrtengeld, 
entsprechend einer Versehrtheit mindestens der 
Stufe 11 bezieht. Die gleiche Begünstigung steht 

, (2) Wenn die pienstverhinderung die Folge 
einer Gesundheitsschädigung ist, für die der Ver­
tragsbedienstete eine Rente na-ch dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz 1957, BGBI. Nr. 152, 
oder dem Opferfürsorgegesetz, BGBL Nr. 1831 
1947, bezieht, verlängern sich die Zeiträume, 
während derer der Anspruch auf das -Monats­
entgelt und die Familienzulagen fortbesteht, 
wenn die Minderung der Erwerbsfähigkeit min­
destens 50 v. H. beträgt: derart, daß das Aus-
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<lem Vertragshediensteten zu, dessen Krankheit 
die Folge einer im Kampfe für ein freies, demo­
kratisches 09terreich erlittenen Schädigung ist, 
deretwegen er im Bezuge einer Opferrente nach 
§ 11, Abs. (1), Z. 1, des Opferfürsorge­
gesetzes 1947 unter Zugrundeliegen einer Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 
50 v. H. oder einer Versehrtheit mindestens der 
Stufe II steht. Liegt der Rente oder dem Ver­
sehrtengeld eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 70 v. H. oder eine Versehrtheit 
mindestens der Stufe III zugrunde, so verlängern 
sich die Zeiträume, während derer der Anspruch 
auf - das Ehtgelt und auf die Familienzulagen 
fortbesteht, auf das Doppelte. ' 

(2) Dauert die Dienstverhinderung über die im 
Abs. (1) bestimmten Zeiträume hinaus an, so 
erhält der Vertragsbedienstete für die gleichen 
Zeiträume die Hälfte der ihm nach Abs. (1) ge­
bührenden Bezüge. 

(3) Die in den Abs. (1) und (2) vorgesehenen 
Ansprüche enden, wenn nicht na-ch Abs. (5) etwas 
anderes bestimint wird, jedenfals mit dem Ende 
des Dienstverhältnisses. 

(4) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach 
Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienst­
verhinderung durch Kr,ankheit oder infolge des­
selben Unfalles ein, so gilt sie für den Anspruch 
auf den Fortbezug des Entgeltes und der Fami­
lienzulagen als Fortsetzung der früheren Dienst­
verhinderung. 

(5) Bei einer Dienstverhinderung infolge eines 
Unfalles i~ Dienst, den der Bedienstete nicht 
selbst vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei­
geführt hat, können das Entgelt und die Fami­
lienzulagen über die in den Abs. (1) und (2) an­
gegebenen Zeiträume, selbst über das Ende des 
Dienstverhältnisses hinaus, ganz oder zum Teil 
gewährt werden. 

(6) Das Entgelt und die Familienzulagen sind 
dem Vertragsbediensteten bis zur Dauer eines 
Monates -a~,ch dann zu belassen, wenn er nach 
wenigstens einmonatiger Dienstleistung durch 
andere wichtige seine Person betreffende Gründe 
ohne sein Verschulden an der Dienstleistung ge­
hindert wi1"d. Hiebei ist _ das Entgelt während 
der ersten zwei Women in voller Höhe, darüber 
hinaus in der halben Höhe zu gewähren. Abs. (4) 
findet sinngemäß Anwendung. 

(7) Durch welche Zeit weibliche Vertrags be­
dien.stete vor und nach ihrer Niederkunft vom 
Dienst befreit sind, richtet sich nach den allgec 
meinen gesetzlichen Vorschriften. Während 
dieser Dienstbefreiung erhalten die Vertrags­
bediensteten kein Entgelt, wenn die laufenden 
Leistungen d;es Sozialversicherungsträgers für 
diese Zeit mk Ausnahme des Stillgeldes die Höhe 
des vollen Entgeltes erreichen; ist dies nicht der 

9 

maß der auf solche Schädigungen zurückzu­
führenden Dienstverhinderungen nur' zu zwei 
Dritteln auf die im Abs. 1 angeführten Zeit­
räume angerechnet wird, wenn jedoch die Min­
deru11jg der Erwerbsfähigkeit mindestens 70 v. H. 
beträgt, derart, daß das Ausmaß der auf solche 
Schädigungen zurückzuführenden Dienstverhin­
derungen nur zur Hälfte auf die im Abs. 1 an­
geführten Zeiträume angerechnet wird. 

(3) Dauert die Dienstverhinderung über die in 
den Abs. 1 und 2 bestimmten Zeiträume hinaus 
an, so gebührt den Vertragsbediensteten für die 
gleichen Zeiträume die Hälfte des Monatsent­
geltes und der Familienzulagen. 

(4) Die in den Abs. 1 bis 3 vorgesehenen An­
sprüche enden, wenn nicht nach Abs. 6 etwas 
anderes bestimmt wird, jedenfalls mit dem Ende 
des Dienstverhältnisses. . 

(~) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach 
Wiederantrittdes Dienstes abermals eine Dienst­
verhinderung durch Krankheit oder infolge des­
selben Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung 
der früheren Dienstverhinderung. 

(6) Bei einer Dienstverhinderung infolge dnes 
Unfalles im Dienst, die der Vertragsbedienstete 
nicht selbst vorsätzlich oder grobfahrlässig her­
beigeführt hat, können die Leistungen des 
Dienstgebers gemäß Abs. 1 und 3 über die in 
den Abs. 1 bis 3 angegebenen Zeiträume, seIhst 
über das Ende des Dienstverhältnisses hinaus, 
ganz oder zum Teil gewährt werden. 

(7) Wird der Vertragsbedienstete nach wenig­
stens einmonatiger Dienstleistung durch andere 
wichtige; seine Person betreffende Gründe ohne 
sein Verschulden an der Dienstleistung verhin­
dert, so gebühren ihm das Monatsentgelt und 
die Familienzulagen für die ersten 15,Kalender­
tage in voller Höhe, für weitere 15 Kalendertage 
in halber Höhe. 

(8) Weiblichen Vertragsbediensteten gebfrhren 
für die Zeit, während der sie nach § 3 Abs. 1 bis 
3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. 
Nr. 76/1957, nicht beschäftigt werden dürfen, 
keine Bezüge, wenn die laufenden Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers für diese Zeit mit 
Ausnahme des Stillgeldes die Höhe der vollen 
Bezüge erreichen; ist dies nicht der Fall, so ge­
bührt ihnen eine Ergänzung auf die vollen Be-
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Fall, so erhalten sie eine E~gänzung auf das volle 
Entgelt. Diese Dienstbefreiung gilt nicht als 
Dienstverhinderung im Sinne des Abs. (1). 

(8) Hat der Vertragsbedienstete einen Anspruch 
auf Bezüge aus einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis, so kommen ihm die Ansprüche 
nam den Abs. (1) und (2) höchstens für die 
Dauer von vier Women zu. Ausnahmen be­
willigt das Bundesministerium für Finanzen. 

(9) Hat die Dienstverhinderung ein Jahr ge-
-dauert, so gilt das Dienstverhältnis jedenfalls mit 
Ablauf dieser Frist~als beendet, ohne daß es einer 
Kündigung bedarf. Bei der Beremnung der 
Dauer der Dienstverhinderung ist die Bestim­
mung .des Abs. (4) sinngemäß anzuwenden. 

züge. Die Zeit; für die nach den angeführten Be­
stimmungen ein Beschäftigungsverbot , besteht, 
gilt nicht als Dienstverhinderung im Sinne des 
Abs. 1. 

(9) Haben Dienstverhinderungen wegen Un­
fall oder Krankheit oder aus den Gründen des 
Abs. 7 ein Jahr gedauert, so endet das Dienst­
verhältnis mit Ablauf dieser Frist, es sei denn, 
daß vorher seine Fortsetzung vereinhart wurde. 
Bei der Berechnung der einjährigen Frist gilt 
eine Dienstverhinderung, die innerhalb von 
sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes 
eintritt, als Fortsetzung der früheren Dienstver­
hinderung. 

(10) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu 
einer' Gebietskörpersmaft sind, wenn zwischen 
Beendigung eines solchen Dienstverhältnisses und 
der Aufnahme jeweils nicht mehr als sechs 
Wochen verstrichen sind und, das jeweilige 
Dienstverhältnis dur-ch Kündigung seitens des 
Dienstgebers oder durm Zeitablauf aufgelöst 
wurde, der Dauer des Dienstverhältnisses im 
Sinne der Abs. 1 und 7 zuzurechnen. 

§ 24 a. (1) Dem Vertragsbediensteten kann auf 
Ansuchen für die Dauer eines besonderen Kur­
gebrauches Dienstbefreiung gewährt werden. 

(2) Ei~ besonderer Kurgebrauch im Sinne dieses 
Bundesgesetzes liegt nur vor, wenn 

a) ein Sozialversicherungsträger oder ein Lan­
desinvalidenamt die Kosten der Kur trägt 
oder den Kurkostenbeitrag leistet und 

b) die Kur in der Benützung einer Mineral­
quelle oder eines Moorbades oder im:- Auf­
enthalt in einem vorgeschriebenen Klima 
besteht und unter ärztlicher überwachung 
absolviert wird. ' 

(3) Einem Vertragsbediensteten kann auf sein 
Ansuchen eine Dienstbefreiung auch für die 
Dauer der Unterbringung in einem Genesungs­
heim gewährt werden, wenn der Vertrags be­
dienstete zur völligen Herstellung der Gesund­
heit von einem Sozialvenimerungsträger oder 
einem Landesinvalidenamt nach einem in einer 
Krankenanstalt durmgeführten chirurgischen 
Eingriff oder nach einer schweren Erkranlwng 
in einem Genesungsheim eingewiesen wird und 
die KostelJ. des Aufenthaltes im Genesungsheim 
vom Landesinvalidenamt oder vom' Sozialver­
sicherungsträger satzungsgemäß getragen werden. 
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(4) Eine Dienstbefreiung nach Abs. 1 bis 3 gilt 
als Dienstverhinderung im Sinne des § 24 Abs. 1 
bis 5 und Abs. 9. 

§ 25: 

§ 25. Vor s c h u ß. 

(1) Wenn ein Vertragsbediensteter unverschul­
det in eine Notlage geraten ist oder wenn, sonst 
berücksichtigungswürdige Gründe dafür sprechen, 
kann ihm auf Ansuchen' ein unverzinslicher, 
längstens binnen 18 Monaten zurückzuzahlender 
Vorschuß aus Bundesmitteln. bis zur Höhe des 
zweifachen Monatsentgeltes gewährt werden, 
vorausgesetzt, daß die Rückzahlungsraten in dem 
U'nhelasteten, pfändbaren Teil der Bezüge des 
Vertrags bediensteten gedeckt sind. 

(2) Eine weitergehende Begünstigung hei der 
Bewilligung von Vorschüssen kann nur im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium für 
Finanzen gewährt werden, das in diesen Fällen 
auch die Rückzahlungsbedingungen und etwa ge­
botene Sicherungsmaßnahmen festsetzt. 

(3) Endet das Dienstverhältnis, ehe der V or­
schuß gänzlich zurückgezahlt ist, so werden die 
noch aushaftenden Raten sogleich fällig. Sie 
können im Abzugswege vom unbelasteten 
pf~ndbaren Teil der Bezüge des Vertrags­
b~iensteten und von der Abfertigung herein­
gebracht werden. 

(4) Die vorstehenden Bestimmungen finden 
während eines Dienstverhältnisses, das auf be­
stimmte Zeit oder auf 'Probe eingegangen wurde, 

,keil}e Anwendung; Ausnahmen bewilligt das 
Bundesmrnisterium für Finanzen. 

Vor s c h ü s s e und Gel d aus h i I f e n. 

§ 25. N Wenn ein Vertrags bediensteter un­
verschuldet in eine Notlage geraten ist oder 
wenn sonst berücksichtigungswürdige Gründe 
vorliegen, kann ihm auf Ansuchen ein unverzins­
lieh er, lä'ngstens binnen 18 Monaten zurückzu­
zahlender VorsCt~uß aus Bundesmitteln bis zur 
Höhe des zweifachen Monatsentgeltes gewährt 
werden. Die Gewährung eines V orsch usses kann 
von Sicherstellungen abhängig gemacht werden. 
Der Vorschuß wi~d im Wege ,der Aufrechnrung 
abgestattet; der Vertragsbedienstete kann jedoch 
den Vorschuß vorzeitig zurückzahlen. Scheidet 
ein Vertragsbediensteter aus dem Dienstverhält­
nis aus, so werden die noch aushaftenden Raten 
sogleich fällig. Zur Deckung eines in diesem Zeit­
punkt noCh nicht zur Gänze zurückgezahlten 
Vorschusses können die dem ausscheidenden 
Vertragsbediensteten zustehenden Geldansprüche 
herangezogen werden. 

(2) In besonders. berücksichtigungswürd~gen 
Fällen können im Einvernehmen, mit dem Brun­
desministerium für Finanzen weitergehende Be­
günstigungen gewährt werden .. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden 
während eines Dienstverhältnisses, das auf be­
stimmte Zeit oder auf Probe eingegangen wurde, 
keine Anwendung; Ausnahmen können nur im 
Einvernehmen mit dem BundesmiIllisterium für 
Finanzen bewilligt werden. 

(4) Wenn ern Vertrags bediensteter unverschul­
det in eine Notlage geraten ist, kann ihm zu 
deren überbrückung auch eine nichtrückzahlbare 
Geldaushilfe gewährt werden. 

§ 27 Abs. 1 bis 4: 

(1) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen 
sechs Monate gedauert, so ist dem Vertrags­
bediensteten in jedem Kalenderjahr ein Er­
holungsurlaub unter Fortzahlung des Entgeltes 
und der Familienzulagen zu gewähren. 

(1) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen 
sechs Monate gedauert, so ist dem Vertragsbedien­
steten in jedem Kalenderjahr ein Erholungsurlaub 
unter Fortzahlung des Monatsentgeltes und der 
Familienzvlagen zu gewähren. über pen Ver­
brauch des Urlaubes ist rechtzeitig vor jedem 
Url.aubsantritt eine Vereinbarung zu treffen. 
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(2) Das Urlaubs ausmaß beträgt bei einer 
Dienstzeit von weniger als fünf Jahr,en 14 Werk­
tage, nach einer am 1. Juli vollstreckten Dienst­
zeit von fünf Jahren 20 Werktage und nach 
einer am 1:. Juli vollstreckten Dienstzeit von zehn 
Jahren 26 Werktage. 

(3) Unter Dienstzeit im Sinne des Abs. (2) ist 
die Zeit zu verstehen, die dem Vertrags­
bediensteten für das Erlangen höherer Bezüge 
angerechnet wird, zuzüglich der Zeit, die der 
Vertragsbedienstete tatsächlich im Bundesdienst 
zurückgelegt hat, die aber bei der überstellung 
in eine andere Entlohnungsgruppe für das Vor­
rücken in höhere Bezüge nicht angerechnet 
wurde. 

(4) Vertragsbediensteten mit wenig~tens ein­
jähriger Dienstzeit, die für die Ve~wendung im 
höheren Dienst autgenommen wurden und eine 
vor Eingehen des Dienstverhältnisses abge­
schlossene Hochschulbildung aufweisen, ist die 
der gewöhnlichen Dauer ihrer Hochschulstudien 
entsprechende Zeit, soweit sie fünf Jahre nicht 
übersteigt, für die Bemessung der Urlaubsdauer 
anzurechnen. 

(2) Das Urlaubsausmaß beträgt 
1. bei einer Dienstzeit von weniger als fünf 

Jahren 14 Werktage; 
2. wenn der Vertragsbedienstete am 1. Juli eine 

Dienstzeit von fünf Jahren vollstreckt, 20 Werk­
tage; 

3. wenn der Vertragsbedienstete am 1. Juli eine 
Dienstzeit von zehn Jahren vollstreckt, 26 Werk­
tage. 

(3) Unter Dienstzeit im Sinne des Abs. 2 sind 
alle in einem ~Dienstverhältnis zum Bund ver­
bra·chten Zeiten zuzüglich der dem Vertrags­
bediensteten für die V orrückung angerechneten 
sonstigen Vordienstzeiten zu verstehen. Wurde 
ein Vertragsbediensteter in eine höhere Ent­
lohnungsgruppe überstellt, so werden die sonsti­
gen Vordienstzeiten so weit berücksichtigt, als sie 
beim unmittelbaren Eintritt in die höhere Ent­
lohnungsgruppe für die Vorrückung angere,chnet 
werden; in diesem Falle tritt eine Verminderung 
des bereits erworbenen Urlaubsausmaßes nicht 
em. 

(4) Vertragsbediensteten, die ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium aufweisen und in die Ent­
lohnungsgruppe a eingereiht wu~den, ist die nach 
der jeweiligen Studienordnung festgelegte Stu­
dienzeit, soweit sie fünf Jahre nicht übersteigt, 
für die Bemessung des Urlaubsausmaßes anzurech­
nen. Hat der Vertragsbedienstete während seines 
Hochschulstudiums eine Dienstzeit gemäß Abs. 3 
zurückgelegt, so bleibt diese Dienstzeit bis zum 
Ausmaß von fünf Jahren bei der Festsetzung des 
Urlaubsausmaßes nach Abs. 2 'außer Betracht. 

§ 27 Abs. 5 erster Satz: 

Die Zeit einer Dienstverhinderung aus 
einem der im § 24, Abs. (1), angeführten Gründe 
wird auf den Urlaub nicht angerechnet. 

Die Zeit einer Dienstverhinderung aus einem 
der im § 7 Abs. 1 angeführten Gründe wird auf 
den Urlaub nicht angerechnet. 

§ 28: 

§ 28. Ab f i n dun g.f ü r den Er hol u n g s- Ab f i n dung 
ur lau b. 

für den Erholungs-
ur lau b. 

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt eine 
Abfindung, wenn das Dienstverhältnis vor Ver­
brauch eines Urlaubes endet. Die Abfindung be­
trägt für jede Woche seit Beginn des Kalender­
jahres, in dem ein Urlaub nicht verbraucht 
wurde, ein Zweiundfünfzigstel des Entgeltes 
und der Familienzulagen, die dem Bediensteten 
während des Urlaubes zugekommen wären, 
wenn er den Urlaub in diesem Kalenderjahr 
verbraucht hätte. 

§ 28. (1) Dem Vertragsbediensteten gebührt 
eine Abfindung, wenn das Dienstverhältnis vor 
Verbrauch eines Urlaubes endet; sie 'gebührt auch, 
wenn das Dienstverhältnis vor Ablauf von sechs 
Monaten geendet oder im K,alenderjahr der Auf­
nahme nicht mehr' als sechs Monate gedauert und 
spätestens im Kalenderjahr nach der Aufnahme 
ge'endet hat. 

(2) Die Abfindung beträgt für jede Woche des 
Dienstverhältnisses seit Beginn des Kalender­
jahres, in dem ein Urlaub nicht verbraucht wurde, 
ein Zweiundfünfzigstel des Teiles des Monats­
entgeltes und der Familienzulagen, der dem Ver­
tragsbediensteten während' des Urlaubes zu­
gekommen wäre, wenn er den UrlaUb in diesem 
Kalenderjahr verbraucht hätte. 
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(2) Die Bestimmungen des ersten Absatzes 
finden keine Anwendung, wenn das Dienstver­
hältnis gemäß § 24, Abs. (9), endet. 

§§ 30 und 31: 

§ 30. End end e s Die n s t ver h ä I t­
n 1 s ses. 

(1) Das Dienstverhältnis des Vertragsbedienste­
ten endet unbeschadet der Bestimmung des § 24, 
Abs. (9), durch Tod, Zeitablauf, Kündigung, ein­
verständliche Auflösung, Entlassung oder Aus­
,tritt. 

(2) Ein Dienstverhältnis auf Probe kann von 
jedem Vertragsteil jederzeit gelöst werden. 

(3) Beim Ausscheiden aus dem Dienstverhält­
nisse ist dem Vertrags bediensteten ein schrift­
liches Zeugnis über die Dauer und die Art seiner 
Dienstleistung auszustellen. 

§31.Zeitablauf. 

Das Dienstverhältnis endet mit dem Ablauf 
der Zeit, für die es eingegangen wurde, oder mit 
dem Abschluß der Arbeit, auf die es abgestellt 
war [§ 4, Abs. (3)], wenn es nicht schon früher 
durch einen anderen der im § 30 angeführten 
Gründe oder gemäß § 24, Abs. (9), sein Ende 
gefunden hat. 

End end e s Die n s t ver h ä I t n iss e s. 

§ 30. (1) Das Dienstverhältnis des Vertrags­
bediensteten endet, unbeschadet der Bestimmun­
gen des § 24 Abs. 9 und des § 46 Abs. 6, 

a) durch Tod, 

b) durch einverständliche Lösung, 

c) aurch übernahme des Vertragsbediensteten 
in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhält­
nis zum Bund, 

d) durch übernahme des Vertragsbediensteten 
in ein anderes Die~stverhältnis zum Bund, 
aus dem dem Vertragsbediensteten eine An­
wartschaft auf, einen Ruhe(Versorgungs)­
genuß erwächst oder 

e) durch vorzeitige Auflösung. 

Ein auf bestimmte Zeit eingegangenes Dienst­
verhältnis endet auch mit dem Ablauf der Zeit, 
für die es eingegangen wurde, oder mit dem 
Abschluß der Arbeit, auf die es abgestellt war; ein 
auf unbestimmte Zeit eingegangenes Dienst­
verhältnis endet ferner durch Kündigung. 

(2) Ein Dienstverhältnis auf Probe kann von 
jedem Vertragsteil jederzeit gelöst werden. 

(3) Eine entgegen den Vorschriften des § 32 
ausgesprochene Kündigung ist rechtsunwirksam. 
Eine entgegen den Vorschriften des § 34 aus­
gesprochene Entlassung gilt als Kündigung, wenn 
der angeführte Auflösungsgrund einen Kündi­
gungsgrund im Sinne des § 32 Abs. 2 darstellt; 
liegt auch kein Kündigungsgrund vor, so ist die 
ausgesprochene Entlassung rechtsunwirksam. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 ist § 17 Abs. 3 
zweiter und dritter Satz sinngemäß anzuwenden. 

Z e u g n i s. 

§ 31. Beim Ausscheiden aus dem Dienstverhält­
~is' ist dem Vertrags bediensteten ein schriftliches 
Zeugnis über die Dauer und die Art seiner Dienst­
leistung a~szustellen; 
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§ 32 Abs. 2 lit. b: 

b) wenn der Vertragsbedienstere sich für eine 
Verwendung als geistig oder körperlich un­
geeignet erweist; 

b) wenn der Vertragsbedienstete sich für eine 
entsprechende Verwendung als geistig oder 
körperlich ungeeignet erweist; 

§ 32 Abs. 2 lit. g: 

g) wenn eine Anderung des Arbeitsumfanges, 
der Organisation des Dienstes oder der 
Arbeitsbedingungen die Kündigung not­
wendig macht. 

g) wenn eine Anderung des Arbeitsumfanges, 
der Organ~sation des Dienste!i" oder der 
Arbeitsbedingungen die Kündigung not­
wendig macht, es sei denn, daß das Dienst­
verhältnis des Vertrags bediensteten durch 
die Kündigung in einem Zeitpunkt enden 
würde, ,in dem er das 50. Lebensjahr voll­
endet und bereits zehn Jahre in diesem 
Dienstverhältnis zugebracht hat; 

h) wenn der Vertragsbedienstete vor dem 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstver­
hältnisses das für Leistungen aus dem Ver­
si,cherungsfall des Alters in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung vorgeschriebene An­
falls alter erreicht hat; 

i) wenn der Vertragsbedienstete, der das 
65. Lebensjahr vollendet hat, einen An­
spruch auf einen Ruhegenuß aus einem 
öffentlichen Dienstverhältnis hat oder mit 
Erfolg geltend machen kann. 

§ 35 Abs. 1 1it. e: 

e) wenn das Dienstverhältnis einverständlich 
aufgelöst wird" und keine Vereinbarung 
über eine Abfertigung zustande kommt, 
oder wenn der Dienstnehmer aus dem 
Vertragsdienstverhältnis unmittelbar in ein 
anderes Vertragsdienstverhältnis zum Bund, 
zu einer vom Bund verwalteten" Stiftung, 
einem Fonds oder einer Anstalt oder in ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis über­
nommen wird; 

e) wenn das Dienstverhältnis einverständlich 
aufgelöst wird und keine Vereinbarung 
über die Abfertigung zustande kommt oder 
wenn aas Dienstverhältnis gemäß § 30 
A'bs. 1 lit. c oder d endet; 

§ 35 Abs.2 bis 4: 

(2) Weiblichen Vertrags bediensteten gebührt 
die Abfertigung auch, wenn sie innerhalb von 
drei Monaten, nachdem sie sich verehelicht oder 
ein lebendes Kind ge,boren haben, das Dienst': 
verhältnis kündigen. 

(3) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer 
des Dienstverhältnisses von 

3 Jahreri das Zweifache, 
5 Jahren das Dreifache, 

10 Jahren das Vierfache, 
15 Jahren das Sechsfache, 
20 Jahren das Neunfache, 
25 Jahren das Zwölffache 

des dem Vertragsbediensteten für den letzten 
Monat des Dienstverhältnisses gehührenden Mo­
natsentgeltes und der Famil1enzulagen. , 

(2) Weihlichen Vertragsbediensteten gebührt 
die Abfertigung auch, wenn sie innerhalb von 
sechs Monaten, nachdem sie sich verehelicht oder 
ein lebendes Kind geboren haben, das Dienst­
verhältnis kündigen. 

(3) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer 
des Dienstverhältnisses von 

3 J.ahren das Zweifache, 
5 Jahren das Dreifache, 

10 Jahren das Vierfache, 
15 Jahren das Sechsfache, 
20 Jahren das Neunfache, 
25 Jahren das Zwölffache 

des dem Vertragsbediensteten für den letzten 
Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Mo­
natsentgeltes und der Familienzulagen: 
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(4) Wird' das Dienstverhältnis durch den Tod 
des Vertragshediensteten gelöst, so tritt an die 
Stelle der Abfertigul,1g ein Sterbekostenbeitrag. 
Dieser beträgt, wenn das Dienstverhältnis noch 
ni.cht drei Jahre gedauert' hat, das Einfache des 
dem Vertragsbediensteten für den letzten Monat 
des. Dienstverhältnisses gebührenden Monats­
entgeltes, in allen anderen Fällen die Hälfte der 
A,bfertigung. Der Sterhekostenbeitrag gebührt 
nur den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung 
der Erblasser gesetzlich verpflichtet war. Sind 
solche gesetzliche Erben nicht vorhanden, so 
k,ann der Sterbekostenbeitrag ganz oder zum 
Teile den Personen gewährt werden, die er­
wiesenermaßen die Begräbniskosten aus eigenen 
Mittdn bestritten oder den. Verstorbenen in 
seiner letzten Krankheit vor dem Tode gepflegt 
hahen. 

15 

(4) Bei der Berechnung der Dauer des Dienst­
verhältnisses nach Abs. 3 ist § 24 Abs. 10 sinn­
gemäß anzuwenden. Hat der Vertragsbedienstete 
bei Beendigung eines Dienstverhältnisses, dessen 
Dauer nach dieser Bestimmun.g der Dauer des 
Dienstverhältnisses (Abs. 3) zuzurechnen ist, eine 
Abfertigung erhalten, so ist diese Abfertigung 
in die Abfertigung nach Abs. 3 einzurechnen, 
soweit sie nicht bereits aus Anlaß der Anrechnung 
von VOI'dienstzeiten rückerstattet wurde. 

(5) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod 
des Vertragshediensteten gelöst, so tritt an die 
Stelle der Abfertigung ein Sterbekostenbeitrag. 
Dies·er beträgt die Hälfte der Abfertigung. Hat 
das Dienstverhältnis noch· nicht drei Jahre 
gedauert, so beträgt der Sterbekostenbeitrag das 
Einfache des dem Vertragsbediensteten für den 
letzten Monat des Dienstverhältnisses gebühren­
den Monatsentgeltes und der Familienzulagen. 
Der Sterbekostenbeitrag gebührt nur den gesetz­
lichen Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser 
gesetzlich verpflichtet war, Sind solche gestrtz­
lichen Erben nicht vorhanden, so kann der 
Sterbekostenbeitrag ganz oder zum Teil den 
Personen gewährt werden, die erwiesenermaßen 
die Begräbniskosten aus eigenen Mitteln ~estrit­
tenoder den Verstorbenen in seiner letzten 
Krankheit vor dem Tod gepflegt haben. 

§§ 37 bis 39: 

§ 37. A n wen dun g s b e r e ic h. 

(1) Die IBestimmungen dieses Abschnittesgel:ten· § 37. (1) Die Bestimmungen dieses, Abs,chnittes 
für Vertr.agsbedienstete d(ls Bundes, die an gelten für Vertragslehr'er des, Bundes •. Vertrags­
mitderen oder niederen Unterrichtsanstalten im lehrer lim Sinne di,eses Abslchnittes sind Vertrags­
Lehramt verwendet weI1den. Sie gelten sinJ11, bedien:stete, die im Lehramt odler an BUl1Jdes.­
gemä'ß auch. für Vertragsbedienstete, die als. Er- erzilehungs,anstaltel1J, Bundeskonv,ik,ten, Blinden­
zieher an Bunde'Serziehungsanstalten und Bundes- instituten, Taubstummel1Ji,l1JSiütuten oder an 
konvikten verwendet werden. gleichartigen Anstalten als Erzieher verwendet 

(2) Auf diese Bediensteten finden die Be­
stimmungen des Abochnittes I soweit Anwen.-' 
dung, als nicht im Abschnitt II etwas and'eres 
bestimmt ist. 

§ 38. Die l1J S t ver t rag. 

(1) Der im Lehramt verwendete VeI1trags­
bedi,enstete glilt als vollbeschäftigt [§ 4, Abs.: (1), 
lit. e], wenn das Ausmaß seiner Wochenstunden­
anzahl die nach seiner Fachgruppe jeweils fest­
gesetzte Lehrverpflichtung erreicht. 

werden. 

(2) Auf Vertragslehr,er firuden, soweit in diesem 
Abschnitt ruich,tsander,es bestimmt ist, die Be­
stimmungen des Abs,chnütes I Anwendung. 

D j. e n s t v ,e r t rag. 

§ 38. (1) Der Vertragsl.ehrer gilt als voll­
beschäftigt (§ 4 Abs. 2 lit. e), werun seine 
Woch·enstundenanzahl das Ausmaß der Lehr­
\' erpflichtung erreicht, die für seine Fachgruppe 
oder für die sleiner Erutlohnungsgruppe erutspre­
chende Verwendungsgruppe der im öff.enidich­
rechtlich'en Diens,tverhältnis stehenden Lehrer 
jeweils fe&tgesetzt ist. Bei VertragsJehrern, die als 
Erzi~her verwendet werden, ist das. Ausmaß der 
ihrer Tätigkeit entspre'chenden Wochenstunden.­
anzahl ,eines Lehrer$ im Dienstvertrag fest­
zulegen. Für diese Festlegul1'g gilt als Richtlinie, 
daß eine Bes,chähigung als Erzieher an Bundes~ 
erziehungsansltahen und Bundeskonvi:kten mit 
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(2) Das Dienstverhältnis gilt auch dann ~ls ,auf 
bestimmte Zeit eingegangen [§ 4, Abs. (3)], wenn 
es von vornherein' auf Unterrichtsperioden 
(Schuljahr, Semester u. dgl.) ahgesteHt ist. 

(3) Wird der Bedienstete nur zu einer Ver­
tretung oder somst nur zur Aushilfe aufge­
nommen, so findet dlle Bestimmung des § 4, 
Abs. (4), ~uf das Dienstverhältnis keine An~ 
wendung. 

§ 39. E n tl 0 h nun g. 

(1) VertragsbedienSitete, die für das Lehramt 
aufgenommen werden, erhalten, das, Entgdt nach 
dem Schema I L; wenn slie jedoch. nur zu einer 
V,ertretung oder SOllS,t nur zur Aushilfe auf­
genommen werden [§ 38, Abs. (3)], so erhal'ten 
sie das, Entgelt ,nach, dem Schema II L. 

einer Diensteinteilung, nach der dier Erzieher 
nach jeweils zwei Tagen Dienst einen Tag dienst­
frei ist, 'einer U nterrichtserteilung mit zwe'l 
Drittel d'er vollen Lehrverpflichtung ell1es 
Lehrers, enrtspricht. 

(2) Das Diel1JStverhähn~s gih auch dann auf be­
stimmte Zei,t eingegangen (§ 4 Abs,.3), wenn es 
von vornherein auf Unterrichtsperioden (Schul­
jahr, Semester, Trimester u. dg!.) abgestellt ist:. 

(3) Wird ,der Vertragslehr,er nur zur Vertre­
tung oder für eine vorübergehende Verwendung; 
aufgenommen oder wird er wegen Mangels eines 
Lehrers, der die für seine Verwendung vor­
ges,chriebene Lehrbefähigung aufwe1st, ohne 
Nachweis der vorgeschriebenen Lehrbefähi,gung. 
auf,genommen, so findet die Bestimmung des § 4 
Abs. 4 auf das DienstverhältI1is keine AnweIlJ­
dung. 

Einreihung in Entlohnungs­
schemas. 

§ 39. (1) Die VertragsIehrer sind, 'Sofem ilm 
Abs. 2 nich,ts, anderes bestimmt ist, in das Ent-
10hnrungssch.emaIL einzureihen. 

(2) Vertragshediens,tete, die für das Lehramt (2) VertragsJehrer, die nur zur Vertretung 
an Pfl,ich,tschulen einschließlich· der Fortbildungs- oder sonst fürein,e vorübergehende Verwendung 
schulen (Berufsschulen)a.ufgenommeIlJ werden aufgenommen werden (§ 38 Abos. 3), sind in das, 
und nicht vollbeschäftigt sind [§ 38, Abs. (I}],. Entlohnrungssch.emaII L einzureihen. Ebenso 
erhalten das Entgelt jedenfalls nach dem sind Vertragslehrer, die nebenamtlich beschäf­
Schema II L. tigt we'rden', sowie Ver,tragslehrer an Volks,-,, 

Haupt- und Sond:erschulen, an Berufsochulen und 
an der Bundesfachlschule für Technik, die nicht 
für eine dauernde Beschäftigung. mit mehr als 
z·ehn Wochenstunden aufg,enommen werden, in 
das Entlohnungsschemall L eifilZureihen. 

§§ 46 bis 49: 

§ 46. Ans p r ü c heb eiD i e n s t­
ver hin der u n g; 

Ans p r ü c heb eiD i e n s t­
ver hin der u n g. 

(1) An Stelle des § 24 treten für die Vertrags- § 46. (1) Für die Vertragslehrer des Ent­
bediensteten des Entlohnungsschemas II L die IQhnungsschemas II L treten folgende Bestim-
nachfolgenden Bestimmungen. mungen an die Stelle des § 24. 

(2) Ist der Vertragsbedienstete nach Antritt des (2) Ist der Vertragslehrer nach Antritt des 
Dienstes durch Unfall oder nach vierzehntägiger Dienstes durch Unfall oder 14 Tage llJach Dienst­
Dienstdauer durch Krankheit an der Dienst- antritt durch Krankheit an der Dienstleistung 
leistung verhindert, ohne daß er die Verhinde- verhindert, ohne daß er ,die Verhinderung vor­
rung vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit sätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbei­
herbeigeführt hat, so behält er den Anspruch .geführt hat, so behält er den Anspruch auf das 
auf das Entgelt und auf die Familienzulagen his Monatsentgelt und die Familienzulagen bis zur 
Zur Dauer von sechs Wochen. Dauer von 42 Kalendertagen. In besonderen 

Ausnahmefällen kann dem Vertragslehrer über 
den angegebenen Zeitraum hinaus bis ZUr Dauer 
von weiteren 42 Kalendertagen das Monats­
entgelt und die Familienzulagen in voller Höhe, 
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(3) Dauert die Dienstverhinderung über den 
im Abs. (2) bestimmten Zeitraum hinaus an, so 
erhält der Vertrags bedienstete für den gleichen 
Zeitraum die Hälfte der ihm nach Abs. (2) ge­
bührenden Bezüge. 

17 

zuerkannt werden, wenn seine weitere Verwen­
dung infolge seiner besonderen Eignung für die 
ihm übertragenen. Pflichten oder mangels eines 
anderen Bewerbers unbedingt nötig ist. 

(3) Dauert die Dienstverhinderung über den 
im Abs. 2 bestimmten Zeitraum hinaus an, so' 
gebührt dem Vertragslehrer für den gleichen 
Zeitraum 50 v. H. des Monatsentgeltes und der 
Familienzulagen. Der zweite Satz des Abs. 2 
findet mit der Abweichung Anwendung, daß an 
Stelle des vollen Monatsentgeltes und der vollen 
Familienzulagen 50 v. H. des Monatsentgeltes 
und der Familienzulagen gewährt werd'en 
können. 

(4) Die in den Abs. (2) und (3) vorgesehenen (4) Die Leistungen des Dienstgebers nach den 
Anspruche enden in jedem Falle mit dem Ende Abs. 2 und 3 sind in jedem Falle mit dem Ende 
des. Dienstverhältnisses. des Dienstverhältnisses einzustellen. 

(5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach 
Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienst­
verhinderung durch Krankheit oder infolge des­
selben Unfalles ein, so gilt sie für den Anspruch 
auf den Fortbezug des Entgeltes und, der 
Familienzulagen als Fortsetzung der früheren 
Dienstverhinderung. 

(6) In besonderen Ausnahmefällen können dem 
Bediensteten über den im Abs. (2) angegebenen 
Zeitraum hinaus bis ZUr Dauer von weiteren 
sechs Wochen die Bezüge in voller Höhe und 
über den im Abs. (3) angegebenen Zeitraum 
hinaus bis zur Dauer von weiteren sechs W oehen 
in halber Höhe zuerkannt werden, wenn seine 
weitere Verwendung infolge seiner besonderen 
Eignung für die ihm übertragenen Lehramts­
pflichten oder mangels eines anderen Bewerbers 
,unbedingt nötig ist. 

(5) Tritt imierhalb von sechs Monaten nach 
Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienst­
verhinderung durch Krankheit oder infolge des­
selben Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung 
der früheren, Dienstverhinderung. 

(7) Dauert eine Dienstverhinderung, gleich-O (6) Das Dienstverhältnis endet mit dem Ablauf 
gültig aus welchem Grunde, über den Zeitraum des Zeitraumes, für welchen der Vertragslehrer 

'hinaus an, für welchen der Vertragsbedienstete auf Grund der Bestimmungen der Abs. 2 und 3 
auf Grund de,r Bestimmungen der Abs. (2), (3), entlohnt wird, es sei denn, daß vorher seine 
(5) oder (6) Bezüge erhält, so gilt das Dienst- Fortsetzung vereinbart wurde. 
verhältnis mit Ablauf dieser Zeit als beendet, 
ohne daß es einer Kündigung bedarf. 

(R) Durch welche Zeit weibliche Vertrags­
bedienstete vor und nach ihrer Niederkunft vom 
Dienst befreit sind, richtet sich nach den allge­
meinen gesetzlichen Vorschriften. Während dieser 
Dienstbefreiung erhalten die Vertragsbediensteten 
kein Entgelt, wenn die laufenden Leistungen des 
Sozialversicherungsträgers für diese Zeit mit Aus­
nahme des Stillgeldes die Höhe des vollen °Ent­
geltes errejchen; ist dies .nicht der Fall, so er­
halten si? eine Ergänzung auf das volle Entgelt. 
Diese Dienstbefreiung gilt nicht als Dienstver­
hinderung im Sinne des Abs. (2). 

(7) Den weiblichen Vertragslehrern gebühren 
für die Zeit, während der sie nach § 3 Abs. 1 
bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 
nicht beschäftigt werden dürfen, kein,e Bezüge, 
wenn die laufenden Barleistungen ,des Sozialver­
sicherungsträgers für diese Zeit mit Ausnahme 
des Stillgeldes die Höhe der vollen Bezüge er­
reichen; ist dies nicht der Fall, so gebührt ihnen 
eine Ergänzung auf die vollen Bezüge. Die Zeit, 
für die nach den angeführten Bestimmungen ein 
Beschäftigungsverbot besteht, gilt nicht als 
Dienstverhinderung im Sinne des Abs. 2. 

(8) Die Bestimmungen des § 24 a sind mit der 
Abweichung anzuwenden, daß die Dienst­
befreiung als Dienstverhinderung im Sinne des 
§ 46 Abs. 2 bis 6 gilt. 
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(9) Auf öffentliche Bedienstete des Dienst­
standes und auf öffentlich-rechtliche Bedienstete 
des Ruhestandes finden die Bestimmungen der 
Abs. (2), (3) und (5) mit der Maßgabe Anwen­
dung, daß der Fortbezug des Entgeltes und der 
Familienzulagen 'iJn keinem Falle über den Zeit­
raum von zwei Wochen hinaus andauern darf. 

§ 47. Erholungsurlaub .(F,erien). 

. Der Erholungsurlaub der im Lehramt ver­
wendeten Vertrags bediensteten bestimmt sich 
nach den Urlaubsvors·chriften für die unter die 
Bestimmungen der Lehrerdienstpragmatik fallen­
den Bediensteten des Lehrstandes. 

§ 48. K ü n d i gun g s f r ist. 

Die Kündigungsfrist bei der Kündigung des 
Dienstverhältnisses der Vertragsbediensteten des 
Entlohnungsschemas II L beträgt für beide Teile 
einen Monat und hat mit dem Ablauf eines 
Kalendermonates zu enden. Abs.(2) des § 33 
findet für diese Vertragsbediensteten nicht An­
wendU'ng. 

§ 49. A b f e r ti gun g. 

(1) Den Vertragsbediensteten des Entlohnungs­
schemas II L gebührt die Abfertigung auch dann 
[§ 35, Abs. (1), lit. a], wenn das Dienstverhält­
nis zwar auf bestimmte Zeit, jedoch auf ganze 
Unterrichtsperioden [§ 38, Abs. (2)] eingegangen 
und fallweise ohne Unterbrechung erneuert oder 
verlängert wurde. Schulferien zwischen den 
Unterrichtsperioden gelten nicht als Unter­
brechung im Sinne dieser Bestimmung. 

(2) Die Abfertigung der Vertragsbediensteten 
des .Entlohnungssch.emas II L ist nach dem Durch­
schnitt des Monatsentgeltes der letzten 24 
Kalendermonate zu bemessen. 

E rho I u ng s u r lau b (Ferien). 

§ 47. (1) Der Erholungsurlaub der Vertrags­
lehrer bestimmt sich nach den Urlaubsvor­
schriften für die unter die Bestimmungen der 
Lehrerdienstpragmatik, RGBl. Nr. 319/1917, 
fallenden Bediensteten im Lehramt. 

(2) Die §§ 27, 28 und 29 sind auf die Vertrags­
lehrer nicht anzuwenden. 

Kündigung der Vertragslehrer 
des Entlohnungsschemas 1IL. 

§ 48. (I) Die Kündigungsbeschränkung des 
§ 32 Abs. 2 lit. g gilt nicht für teilbeschäftigte 
Vertragslehrer. 

(2) Die Kündigungsfrist beträgt fürbeide Teile 
einen Monat und hat mit dem Ablauf eines Ka­
lendermonateszu enden. § 33 Abs. 2 ist auf die 
Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L 
nicht anzuwenden.. 

Abfertigung der Vertragslehrer 
des Entlohnungsschemas 11 L. 

§ 49. (1) § 35 Abs. 1 lit. a ist nicht anzuwenden, 
wenn das Dienstverhältnis zwar auf bestimmte 
Zeit, jedoch auf ganze Unterrichtsperioden (§ 3.8' 

"Abs. 2) eingegangen und ohne Unterbrechung er­
neuert oder verlängert wurde. Schulferien zwi­
schen den Unterrichtsperioden gelten nicht als 
Unterbrechung im Sinne dieser Bestimmung. 

(2) Der Bemessung der Abfertigung sind an 
Stelle des für den letzten Monat des Dienstver­
hältnisses gebührenden Monatsentgeltes und der 
Familienzulagen das Monatsentgelt und die Fami­
lienzulagen zugrundezulegen, die dem Durch­
schnitt der Wochenstundenanzahl .der letzten 
24 Kalendermonate entsprechen. 

o 
§ 53 Abs. 4: 

(4) Sofern es zur Anpassung der Bezüge 
(Monatsentgelt, Familienzulage) an geänderte 
Lebenskosten nötig ist, können Teuerungs­
zuschläge gewährt werden; hiebei können neben 
den monatlichen Bezügen auch Sonderzahlungen 
vorgesehen werden. Das Nähere bestimmt die 
Bundesregierung im Einvernehmen mit dem 

(4) Sofern es zur Anpassung des MQnatsent­
geltes, der Dienstzulagen und der Familienzulagen 
an geänderte Lebenshaltungskosten notwendig 
ist, können durch Verordnung der Bundes­
regierung im Einvernehmen mit dem Hauptaus­
schuß des Nationalrates Teuerungszulagen ge­
währt werden. Diese Teuerungszulagen sind in 

Zu 429 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)18 von 19

www.parlament.gv.at



Hauptausschuß des Nationalrates durch Ver­
ordnung. 

19 

Hundertsätzen festzulegen. Sie können für das 
Monatsentgelt, die Dienstzulagen und die 
Familienzulagen auch verschieden hoch festgesetzt 
werden. 

(5) Die Teuerungszulagen teilen das rechtliche 
Schicksal des Teiles der Bezüge, zu dem sie ge­
währt werden. 
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